
Der Thüringer Landtag hatte mit
den Stimmen der Abgeordneten
von LINKE, SPD, Grüne und CDU
am 26. Januar die Einsetzung ei-
ner Enquetekommission beschlos-
sen mit dem Titel „Ursachen und
Formen von Rassismus und Diskri-
minierungen in Thüringen sowie
ihre Auswirkungen auf das gesell-
schaftliche Zusammenleben und
die freiheitliche Demokratie“. Wel-
che Ziele die Kommission verfolgt,
worum es konkret gehen sollte
und welche Erwartungen gesell-
schaftliche Akteure haben, dazu
hatte die Linksfraktion am 16. Fe-
bruar in den Landtag eingeladen.
Die Gäste erlebten einen spannen-
den, inhaltsreichen Diskussions-
abend.

Mit der Enquetekommission, die
auf Empfehlung des NSU-Untersu-
chungsausschusses der vergange-
nen Legislaturperiode eingesetzt
wurde, „wollen wir  konkrete nach-
haltige Konzepte und Handlungsemp-
fehlungen gegen strukturellen und in-
stitutionellen Rassismus für die Lan-
despolitik und Verwaltung, aber auch
Zivilgesellschaft auf den Weg brin-
gen“, hatte eingangs Sabine Bernin-
ger betont. Die Flüchtlingspolitikerin
wird für die LINKE der Enquetekom-
mission als Obfrau angehören.

„Rassismus ist ein Gift,
das die Gesellschaft spaltet“

Vor allem das Einführungsreferat
von Prof. Dr. Barbara John, Ombuds-
frau für die Hinterbliebenen der NSU-
Opfer, (s. Foto) gab Impulse für wei-
tere Überlegungen. Die frühere Aus-
länderbeauftragte des Berliner Se-
nats nannte es „bemerkenswert und
vorbildlich, dass Thüringen diese Ver-
antwortung annimmt“. Sie mahnte
für Deutschland eine Strafrechts-
norm für Rassismus, ähnlich wie in
der Schweiz, an. „Rassismus ist ein
Gift, das die Gesellschaft spaltet und
demoralisiert“, betonte sie und dass
jeder davon betroffen sein könne. Sie
plädierte dafür, Rassismusforschung
zu institutionalisieren und Kompeten-
zen zu zentrieren.

Weitere Expertinnen und Experten,
Betroffene und Menschen aus der Zi-
vilgesellschaft kamen im Verlaufe der
Veranstaltung zu Wort. So gelang es
sehr eindrucksvoll, die verschiede-
nen Perspektiven zu beleuchten und
Anregungen für die Arbeit der En-
quetekommission zusammenzutra-
gen. Zum Bereich der antirassisti-
schen Bildungsarbeit sprach Melanie

Pohner vom DGB-Bildungswerk Thü-
ringen. Sie stellte Fragen in den
Raum: „Für wen und wann muss anti-
rassistische Bildung ansetzen? Was
muss diskutierbar sein und wann ist
Abgrenzung notwendig? Was ist mit
Bildung zu erreichen und welche An-
forderungen stellen sich an die Poli-
tik?“ Dazu erhoffe sie sich von der
Enquetekommission Antworten.

Von ezra, der  Mobilen Beratung fu ̈r
Opfer rechter, rassistischer und anti-
semitischer Gewalt, war Christina
Büttner da, die auf eine deutliche Zu-
nahme von Angriffen in Thüringen,
die vor allem rassistisch motiviert
seien, verwies. Die aktuellen Zahlen
für das vergangene Jahr werden gera-
de zusammengetragen. „Rassismus
ist ein Grundproblem unserer Gesell-

Konzepte und Handlungsempfehlungen 
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alitionsvertrag von Rot-Rot-Grün.
Auch gebe es in Thüringen „leider kei-
ne Antidiskriminierungsstelle, die na-
he an den Selbstorganisationen ist
und niedrigschwellig“.

Zur Diskriminierung in der Arbeits-
welt und auf dem Wohnungsmarkt
sprach Daniel Bartel, langjähriger
Mitarbeiter des sächsischen Antidis-
kriminierungsbüros. Eine Untersu-
chung bei Wohnungsunternehmen
habe ergeben, dass in 50 Prozent der
Fälle Flüchtlinge bereits am Telefon
abgewimmelt würden. Notwendig sei
„der Aufbau konkreter, greifbarer Be-
schwerdestrukturen in den Institutio-
nen“.

Zur Problematik der intersexuellen
Diskriminierung berichtete Prof. Dr.
Andrea Nachtigall von der Ernst-Ab-

auch Josina Monteiro vom Institut für
Berufsbildung und Sozialmanage-
ment aus. Vor allem sei es nicht hin-
nehmbar, dass Sozial- und Jugendäm-
ter Flüchtlingen von vornherein Lei-
stungsmissbrauch unterstellten.
Auch würden häufig zusätzliche For-
derungen erhoben, die nur an Mi-
granten gerichtet seien. 

Wie wichtig ein diskriminierungs-
freier öffentlicher Diskurs ist, darauf
machte Alice Lanzke von den Neuen
deutschen Medienmachern aufmerk-
sam. „Wir müssen aufpassen, dass
wir präzise berichten, denn wir geben
durch Wort- und Bildauswahl eine
Richtung vor.“ Medienschaffende
sollten sich bewusst sein, „aus wel-
chem Kontext bestimmte Begrifflich-
keiten stammen und welche Assozia-
tionen sie auslösen“.

In der abschließenden Diskussi-
onsrunde, die, wie auch der gesamte
Abend, durch den Journalisten Seba-
stian Haak hervorragend moderiert
wurde, ergriff u.a. Matthias Quent,
Leiter der neuen Thüringer Dokumen-
tationsstelle für Menschenrechte,
Grundrechte und Demokratie, das
Wort. Es sei deutlich geworden, dass
„bereits viel Expertise vorhanden ist“
und „wo Handlungsspielräume in den
Behörden bestehen“. Nun gehe es
um die konkrete Umsetzung.  Katha-
rina König, LINKE-Obfrau im NSU-Un-
tersuchungsausschuss, unterstrich,
die Enquetekommission dürfe „kein
Labergremium werden“. Es gehe
letztlich darum, dass die notwendi-
gen Beschlüsse gefasst und Verwal-
tungsvorschriften erlassen werden.

Annette Rudolph
Video zur Veranstaltung:
www.facebook.com/LINKE.Thu-

eringen/video 

schaft, mit dem wir uns alle ausein-
andersetzen müssen. Und es betrifft
insbesondere Menschen, die ande-
ren Menschen in Machtpositionen
ausgeliefert sind“, betonte sie und
dass „dieser strukturelle Rassismus
nicht geduldet“ werden dürfe. Da ha-
be die Politik eine große Verantwor-
tung. 

Christina Büttner forderte für die
Flüchtlinge, die Opfer rassistischer
und rechter Gewalt wurden, ein Blei-
berecht. Dazu verwies sie auf den Ko-

be-Hochschule Jena. Sie freue sich,
dass „diese Perspektive hier Gehör
findet“. In Thüringen gebe es kaum
Schutzräume und Vernetzungsmög-
lichkeiten, gerade im ländlichen
Raum. Sie erinnerte an die Zahlen
des Thüringen-Monitors, wonach 25
Prozent der Befragten homophobe
Einstellungen aufwiesen. Es sei mehr
Forschung notwendig und professio-
nelle Beratung.

Für lokale, niedrigschwellige Anti-
diskriminierungsstellen sprach sich


